


Negatives Echo auf Brokdori−Urieilen
Sehr kritische Kommentare in den überregionalen Zeitungen ? Regierung (erkeatschlecht weg

Kiel (lz) Die Entscheidung des
Schleswiger Verwaltungsgerichtes,
wonach die ?Bauarbeiten am Kern−
kraftwerk in Brokdorf vorläufig ein−

gestellt werden müssen, hat für die

schleswig−holsteinische Landesregie−
rung in vielen großen überregionalen
Zeitungen ein ausgesprochen schlech−
tes Echo nach sich gezogen, während
dem Schleswiger Richter ein weises
"Urteil bescheinigt wird.

Die ?Allgemeine Zeitung? in Mainz,
die dem bürgerlichen Lager zugerech−
net werden kann, kommt in einem
Kommentar unter anderem zu der

Feststellung:

Dinge, die bei Nacht und Nebel

anfangen, enden meist nicht gut. So
auch in Brokdorf an der Unterelbe.
Was Schleswig−Holsteins Ministerprä−
sident Stoltenberg nach der Devise
?Seit heute morgen wird gebaut? in−
szenierte, hat der Problematik des
Kernkraftwerkbaus wenig genützt,
vom Rechtsstaat ganz zu schweigen.
Glücklicherweise gibt es jedoch hier−
?"lande eine Gerichtsbarkeit, die Ein−?

id Vormärsche der Bürokratie. ins
Territorium der Bürgerrechte zu stop−
pen weiß. Daß die schleswig−holstei−
nische Landesregierung zuvor noch
mit ungeheurem Geldaufwand das Ge−
lände zur Festung ausbauen ließ und
Polizeibeamte aus allen Bundeslän−
dern in eine sinnlose Auseinanderset−

zung mit Demonstranten zwang, ge−
hört zu den bedauerlichen Begleiter−
scheinungen der Aktion.

Die _linksliberale ?Frankfurter
Rundschau? meint in einem Kommen−
tar unter der Überschrift ?Dämpfer
für Stoltenberg?: ;

Mit der Entscheidung des Verwal−

tungsgerichts ist ein Mann korrigiert
worden, der sich vom Brokdorfer
?Knüppeleinsatz nie distanziert hat,
der gegen das Anliegen der Bürgerin−
itiativen stets nur seinen formalen

Rechtsanspruch zu setzen wußte und
der von Helmut Kohl am Freitag im

Bundestag zum Minimärtyrer hochsti−
lisiert wurde: Gerhard Stoltenberg.

−*Xen Ministerpräsidenten von Schles−

äg−Holstein wird man natürlich jetzt
nicht zum Verlierer erklären können,
−denn in der Sache ist nicht entschie−

den worden. Aber die Verwaltungs−
richter haben doch einem Politiker,
der Forderungen von Bürgern leicht
als unzulässigen Einbruch in die Re−
geln der repräsentativen Demokratie
empfindet, einen Dämpfer versetzt rr

Die bürgerlich−liberalen ?Stuttgarter
Nachrichten? schreiben unter der
Überschrift ?Ohrfeige für Stolten−
berg? u. a.:

Mit einer Nacht− und Nebel−Aktion
begann vor zwei Monaten der Bau des
Kernkraftwerks in Brokdorf an der
Unterelbe. Für Ministerpräsident Ger−
hard Stoltenberg, der diese Maßnah−
me und die nachfolgenden Polizeiak−
tionen gegen protestierende

.

Kern−
kraftgegner politisch verantwortete
(und auch freudig begründete), hat
sich der Einsatz als harter Mann im
Norden jetzt .doch nicht gelohnt... Ge−
stern wurde er von einer Kammer des

Verwaltungsgerichtes Schleswig dar−
auf hingewiesen, daB in unserem Lan−
de so, wie seine Verwaltung es sich
dachte, mit den Rechten der Staats−

bürger dann noch nicht umgesprun−
gen werden darf. Die Richter belehr−
ten die Kieler Bürokraten schlicht
darüber, daß sie durch geschaffene
Tatsachen den Rechtsschutz allenfalls
dann schmälern dürfen, wenn berech−

tigte öffentliche Inteessen vorliegen,
wenn also Belange der Allgemeinheit
betroffen sind.

Die liberale ?Süddeutsche Zeitung?
kommentiert:

Natürlich war die Entscheidung.des
Schleswig−Holsteinischen Landesver−
waltungsgerichts, den Bau des Kern−
kraftwerks Brokdorf zunächst zu
stoppen, nur eine Verfahrensentschei−
dung: Bevor der Bau ? möglicherwei−
se ? fortgesetzt werden kann, sollen
noch einige offene Fragen geklärt
werden. Aber was heißt in diesem
Zusammenhang ?nur eine ’Verfahrens−
entscheidung?? Aus einer teilweise
begründeten Abneigung gegen Para−

graphenfuchserei, aber auch aus einer °

weit verbreiteten Verständnislosigkeit
für sauber geordnete Entscheidungs−
strukturen hat die Kategorie des or−
dentlichen und fairen Verfahrens .of−
fenkundig an Wert verloren.

la fiir das Kernkraftwerk Brokdorf mit der Aufspülunesanlage im Vordergrund

. richtsentscheidung,

Wie könnte. sonst die Kieler Lan−
desregierung: nach der. jüngsten Ge−;

sich instinktlos
mit der Überzeugungbrüsten, alle bis−
her getroffenen Entscheidungen seien
zweifellos rechtmäßig gewesen?
Wenn die

.

Landesregierung davon
wirklich überzeugt ist, weshalb hat
sie dann zugelassen, daß in einer
schroffen Hau−Ruck−Methode. am
Brokdorfer Bauplatz. versucht wurde,
vollendete Tatsachen. zu schaffen.
Wer seiner Sache so. sicher ist, müßte
eigentlich über die Gelassenheit ver−
fügen, ein ?ordentliches gerichtliches
Attest abzuwarten. Wer aber den Bür−
gern übers Maul fährt und den betrof−
fenen Gemeinden mit List und Gewalt

. auf den Bauplatz rückt, der erweckt
zwangsläufig den Eindruck, er habe
solche Methoden schon nötig.− und
zwar selbst. dann, wenn er. am Ende
vollends Recht bekommensollte.
Die Wochenzeitung ?Die

meint in ihrer’neusten Ausgabe:
Die Kammer traf einen vernünftigen

Entschluß. Denn unabhängig davon,
was die Mitläufer linksextremer Cou−
leur verlangen ? die:Brokdorfer Bür−
gerinitiative hat stets beteuert, daß
sie sich. einem Gerichtsurteil beugen
werde, aber nicht minder entschlos−
sen: sei, gegen die bei Nacht und Ne−
bel begonnenen, mit Stacheldraht und
Wassergraben verteidigten Bauarbei−
ten zu protestieren. Der Verlauf der
letzten großen Demonstration. gab
Grund zur Befürchtung, daß der näch−
ste Protest mehr als Verletzte fordern
würde. Märtyrer indes nutzen nieman−
dem ? und ganz bestimmt. nicht den
Klägern.
Auch juristisch haben die Schleswi−

Zeit?

.
ger Richter einen Schritt in dierichti−
ge Richtung getan. Ihre vorsichtige
Formulierung, ?eine Fortsetzung der
Bauarbeiten könne den Rechtsschutz
der Kläger durch geschaffene Tatsa−
chen zumindest erschweren, be−
schreibt nur ?unzureichend die Gewis−
’sensnöte eines Richters, der mit ei−
’nem ?Nein? ?.etwä zu einer Betriebs−
:genehmigung ? gezwungen sein kann,
Millionenbauten in, Fehlinvestitionen
zu verwandeln. Der andere Weg −?
erst beurteilen, dann betonieren  ?
kommt alle Beteiligten billiger.
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Bauerndemonstration findet heute trotzdem wie

NachdemGerichtsentscheid

jei vielen Freu
= ’BROKDORF (joko). Die Einstweilige Anordnung der X. Kammer des Schleswi−

ger Verwaltungsgerichts,
kraftwerk in Brokdorf vorschreibt

&

?Betroffenen einzufangen...
"Doch zunächsterst ei

tio?schilderung vom Baustellengelän−

de ährend auf der einen Seite Augen−
zeugen berichteten, daß nach der Be−

kanntgabe der richterlichen Anordnung

Lastwagen, die Sand zum 30 ha großen
Areal fahren wollten, umkehrten, beob−

?achten Mitglieder der BUU − so ihr

Sprecher ? noch gegen 15.20 Uhr,daß

die Aufspülungsarbeiten auf dem Ge−

lände weitergingen.
Andere Bauarbeiter waren damit be−

schäftigt, den ?Zaun an der Verbin−
. dungsstraße zu streichen oder besserten
?den Stacheldrahtverhau aus.

?Auf unsere Frage zu einigen Bauar−

beitern, wie −den die Stimmung nach

der Gerichtsentscheidung sei, hieß es:

?Die ist natürlich gut, jetzt macht das

?erst richtig Spaß.? Ein anderer Arbeiter
?
(?Nennen Sie bloß nicht meinen Na−

men?):?Das haben die nun davon. Ge−

?gen die Meinung der Bürger kann man

eben nichts unternehmen, es ist gut,
daß es in unserem Lande noch unab−

"sr esäten Mittho nachödex?Entscheidung.der. Schleswiger Verwaltungsrichter: Baustopp auf d

nmal die Situa−
:

die einen sofortigen Baustopp für das geplante Kern− ,

T (siehe auch Seite 1 unserer heutigen Ausgabe

?undunsere ?Landesseite?), war gesterninder Wilstermarsch das??Gesprächsthe−_
ma

Nummer1?. Bei vielenBürgernnsowie
tz Unterelbe? war die Freude sehr, groß. Andere bedauerten jedoch die .

?ei der?Bürgerinitiative Umwelt−

scheidungderVerwaltungsrichter.
DieRUNDSCHAU war gestern unmittelbar

chder BekanntgabedesRichterspruchs?vorOrt?; um: die−Stimmung der :

hängige−Richtergibt.? − a
Ein anderer Arbeiter: ?Die Entschei−

dung kann ich? nicht verstehen, denn

jetzt ist vielleicht auch mein Arbeits−

platz hier gefährdet. Finden Sie das
etwa gut? Ich habe schließlich eine

Frau und drei Kinder zu versorgen.?
Von seiten der NWK war. gestern

"noch keineoffizielle Stellungnahmezu

erhalten. NWK−Sprecher Wolter zur

RUNDSCHAU: ?Die einstweilige An−

ordnung des Schleswiger Verwaltungs−

gerichts liegt uns bis zur Stunde noch

nicht /vor. Deshalb können wir auch

noch keine Stellungnahme abgeben.?

Bürgermeister Sachse aus Wewels−

fleth, der sich ?gegen eine Errichtung

des Kernkraftwerkes einsetzt, auf An−

frage: ?Nach der erfolgten und wieder−

holten Einschüterung sowie. Diffamie−

rung, durch die Kreisordnungsbehörde,
was die heutige :Bauerndemonstration

betrifft, ist das Urteil die erste offizielle

Rehabilitierung der Bürger in der Wil−

stermarsch. Gleichzeitig ist es eine An−

erkennung unserer dreijährigen Bemü−

DB ke).

de aus.
geplantstatt

hung, das Kraftwerk zu verhindern. Die

Behauptung, der Landesregierung, daß

it der sofortigen Vollziehbarkeit der

Teilerrichtungsgenehmigung . .,, alle _
rec n, Belange ?berücksichtigt

_

wurden,ist, durchdie Richter klar, wi− _rechtmäßigen. Belange .berü

derlegt worden. Wir sind nüchtern ge−
nug festzustellen, daß die Hauptyer−

?handlung weitere Aspektebringen und

diese Verhandlung? erst einmal, abge−
wartet werden muß. Es revidiert auch

die Panikmache einer Boulevardzei−

tung, daß in der Wilstermarsch 1980
?die Lichter ausgegangen, wenn kein

Kernkraftwerk gebaut wird.?
Große Freude über die einstweilige

Anordnung der Verwaltungsrichter war

auch. bei der Bürgerinitiative zu bemer−

ken. Ihr Sprecher Heinrich Voß: ?Klar,

daß wir uns über die Entscheidung
freuen. Eine offizielle Stellungnahme.
können wir aber erst dann herausgege−

ben, wenn wir selbst getagt haben.? Die

Besprechung der BUU fand gestern am

späten Abend statt.
Die für den heutigen Vormittag 6Be−

ginn 10.30 Uhr) vorgesehene Protestde−

monstration gegen das Kernkraftwerk

in Form einer Schlepperfahrt, die von

Landwirten veranstaltet wird, findet

trotz der richterlichen Entscheidung

wie vorgesehen statt. Ein Sprecher der

Aktionsgemeinschaft: ?Natürlichh un−

ter freudigen Gesichtspunkten.

Wilster

|+ + brokdorf ET ee nloiKeljarznl brokdorf akt?

em Gelände des geplanten− Fotos: ioko



 fungswürdig bezeichnet wird,
weist die Landesregierung auf die of−
fizielle

?bereits eine Dimension,

nischen Verwaltungsgerichtes in
Schleswig, die Bauarbeiten am
Kernkraftwerk in Brokdorf so− .
fort einzustellen, hat beiallen

?Betroffenengrößte Überraschung
hervorgerufen. Währendsich die

Bürgerinitiativen sowie Sprecher
von SPD und FDP erfreut äußer−
ten, kommentiertendie schles−
wig−holsteinische Landesregie−
rung und die mit dem Bau? be−
auftragten . Nordwestdeutschen
Kraftwerke (NWK) das Urteil
mit. Enttäuschung und wiesen −

gleichzeitig auf die dadurch zu_
erwartendenNachteile hin.: +" ®

5 Wie die...schleswig−holsteinische
Landesregierungin einer sStellungnah−
me. mitteilte,. werde die Unterbre−
?chung des.Baues zu einer Verteue−
rung−der Baukosten und ?zu Umpla−
nut . für. den weiteren Bauablauf
führen; die auf den späteren Strom−

preis auf Schleswig−Holstein Einfluß
haben könnten?, Außerdem ergäben
sich schwierige Probleme für? die am
Bau beteiligten Firmen.

Wörtlich heißt es in der Erklärung
der Landesregierung weiter:

?1. Es handelt sich um einen Be−
schluß in: einem? vorläufigen Verfah−
ren, der ohne mündliche Verhandlung
und ohne?Einsicht in die Verwaltungs−
akten ergangen ist. Die Übersendung
der vom. Gericht angeforderten Ver−
waltungsakten wird, wie dem Gericht
bekanntist, am’ 20. 12. mit einer aus−
führlichen Stellungnahme der Geneh−
migurigsbehördenerfolgen.

;

2..−Wie

ai
keine Entscheidung in der Sache

ar.
3. Die Landesregierung ist, auch

nach den Diskussionen der vergange−
nen Wochen, überzeugt, daß alle im
?Laufe des Genehmigungsverfahrens
getr"enen Entscheidungen −rechtmä−
Big 4und daher auch in der bevor−
stehenden: mündlichen. Verhandlung
Bestand haben werden, Sie wird dar−
auf dringen, daß’diese mündliche Ver−

Siehe
?sobald wie: möglich stattfin−

et. ; ;

4. Zur Frage ..der Dringlichkeit des
Baus des Kernkraftwerkes Brokdort
für. die Stromversorgung, die in dem
Beschluß ?des Gerichts. als überprü−

ver−

Äußerung des Bundeswirt−
schaftsministers− vom 3. 11. 1976, in
der es heißt: ?Die: bereits im ganzen
?Bundesgebiet aufgetretenen und sich
weiter abzeichnenden Verzögerungen
beim Kernkraftwerksbau erreichen

die Aus−
gleichslieferungen von :Landesteilen
untereinander zukünftig nur sehr be−

. grenzt zulassen werden. Angesichts
der künftig zu erwartenden Entwick−
lung können wir daher: Engpässe in
der regionalen Elektrizitätsversorgung
nicht ausschließen, wenn weitere Ver−
zögerungen einen. zügigen Kraftwerks−’
ausbau hemmen würden, zumal sich
für konventionelle Kraftwerke ähnli−
che Problemestellen.?

ie? das: Verwaltungsgericht
selbst aussagt,− stellt der Beschluß so− −

? Opposition erfreut − Regierungweist auf die Folgen hin
Kiel/Brokdorf (lz) Die Ent− .

scheidung des schleswig−holstei−
Dies gilt insbesöndere für Nord−

deutschland, wo ?auch in Zukunft mit
einem. höheren Zuwachs des Strom−
verbrauchs gerechnet wird?. =
Die Landesregierung _ verkennt

nicht, daß einzelne fragwürdige. Äuße−
rungen von für die Energieversorgung
nicht zuständigen. ?Mitgliedern .:der

Bundesregierung von der amtlichen

Mitteilung des Bundeswirtschaftsmini−

sters abweichen :und so zu einer ge−
wissen Unsicherheit geführt haben.

5. Die Landesregierung weist darauf
hin, daß nach den ausdrücklichen
Feststellungen des Gerichts ?bereits
ins Werk gesetzte Maßnahmen. (Ein−
richtung und Sicherung der Baustelle)
weiterhin bestehen bleiben können.?
? Der :Oppositionsführer im Schles−

wig−Holsteinischen Landtag, Matthie−
sen ?meinte in einer Stellungnahme:
»− Die ?Entscheidung des Gerichts ist

im Interesse −der Bürger und einer
sachlichen Diskussion um Kernener−

gie und Brokdorf zu begrüßen. Die
SPDwar von vornherein der Auffas−
sung, daß die von der Landesregie−
rung durchgeführte Nächt−und−Nebel−
Aktion− und die Anordnung der sofor−

tigen Vollziehung die? Rechte der Bür−

?ger −in.:unerttäglicher Weise: einge−
?schränkt und die? Rechtsstaatlichkeit
faktisch?ausgehöhlt hat. Die Landesre−
’gierung ist jetzt, was−ihr bedenkliches
?Vorgehen und ihre, Argumentätion be−
4rifft, ?vom .:Gericht: zurückgepfiffen
wörden =" ®

?Ich stelle noch einmal fest: Wenn

Ministerpräsident Stoltenberg sich die

Rechtsauffassung des Gerichts von

Beginn an zu eigen gemacht hätte,
wären die gewalttätigen Auseinander−

setzungen in Brokdorf zu vermeiden

gewesen. Außerdem hätte das Ver−
trauen der Bürger in staatliches Han−
deln keinen tiefen Schaden nehmen
nüssen.??
Der Parlamentarische Geschäftsfüh−

rer der FDP−Landtagsfraktion, Martin
Schumacher, erklärte, die Freien De−

?mokraten freuten sich mit den Bürger−
initiativen über diesen Erfolg. Die

Entscheidung des Landesverwaltungs−
gerichts habe die Erwartungen der

Fraktion an die Unabhängigkeit des

Gerichts erfüllt. Der Beschluß ermög−
liche den Betroffenen, dem Parlament
und der Landesregierung, in neue? Ge−

spräche über den Standort Brokdorf
einzutreten.

Schumacher sagte, es sei unbefrie−

digend, daß die Möglichkeiten zu neu−
en Gesprächen erst durch einen Ge−
richtsbeschluß eröffnet worden seien.
Angesichts der ?vielen Fehler?, die
die Landesregierung im bisherigen
Verfahren gemacht habe, hätte es
dem Staat gut angestanden, auf politi−
schem Wege eine Unterbrechung der
Bauarbeiten zu erwirken.

’

ITZEHOE. Der Einladung entspre−
chend sollte das Referat des SPD−Lan−
desvorstandsmitgliedes Kurt Leu−

schner
auf der Dezember−Mitgliederversamm−

lung ausschließlich landespolitischen
Themengelten.

Die Energiepolitik und der Baube−

ginn des Kernkraftwerkes in Brokdorf
waren die landespolitischen Schwer−

punktthemen. Die Meinungsunter−
schiede zur Erstellung der KKW gehe

quer durch alle Parteien, sagte Kurt
Leuschner.

Jede Seite setze ein großes Aufgebot
an Sachverständigen ein, die in ihrer

Beurteilung ebenfalls zu gegensätzli−
chen Ergebnissen kämen. Aus diesem

Grunde habe eine vom Landesvorstand
der SPD im Jahre 1975 eingesetzte
Fachgruppe den Auftrag erhalten, die

strittigen Punkte zu klären. Sie sei

durch die Ereignisse in Brokdorf über−

rollt worden. &,
Die große Zahl von Risiken, führte

Leuschner weiter aus, die mit dem Be−

?trieb eines KKWseinhergehe, habe die

SPD in Schleswig−Holstein zu fordern
veranlaßt. den Weiterbau in Brokdorf

bis zur Klärung der Grundsatzfragen zu

stoppen. Hierzu gehöre der Transport,
die Zwischenlagerung und die Entsor−

gung des nuklearen Materials, sowie
die sicherheits− und entspannungspoli−
tischen Interessen durch den Export der

Kernkraftstoffanlagen.
Kurt Leuschner führte weiter aus,

daß im Vorwege die Entwicklung des

Energieverbrauchs für die nächsten

Jahrzehnte geklärt werden müsse.
Die Ausschöpfung eigener Energie−

quellen, wie z. B. die Kohle, habe Vor−

rang vor den Kernkraftwerken. Einer−
seits lägen Millionen Tonnen Kohle auf
Halde und der Bergbau müsse subven−
tioniert werden, andererseits müsse der
Staat für die Erstellung einer Anlage
zur geregelten Entsorgung des nukle−
aren Brennstoffes etwa sechs bis acht
Milliarden Mark aufwenden, die der
Verbraucher über den Strompreis zu
finanzieren habe. Mit diesem Geld
könne man genau so gutEntstaubungs−
anlagen für die kohleverarbeitenden
Kraftwerke schaffen, um hier zu um−
weltfreundlicheren Bedingungen zu
kommen.

Erst wenn alle konventionellen Mög−
lichkeiten nicht ausreichensollten, die
Energieversorgung und damit die Ar−

beitsplätze zu sichern, erklärte
Leuschner, sei dem Bau von Kernkraft:
werken zuzustimmen, sofern ’die Si:

cherheitsfragen geklärt seien.

FR
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?Eigene Energiequellen
zunächst ausschöpfen?
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"heutevor Gericht
can "oo MgernBrihtt 09090& how Brokdorf,;1. November
"Heutewird?sich zumerstenmal das Verwaltungsge−

richt in Schleswigmit dem ?Fall Brokdorf? befassen.
Es hat zu prüfen, ob der sofortige Baubeginn des

Atomkraftwerks tatsächlich im öffentlichen Interesse

angeordnet werden mußte. Andernfallsmüßte der Bau

biszur endgültigen gerichtlichen Klärung ruhen.

Der schleswig−holstei−
nische Innenminister Ru−

.dol£ Titzck hat dem Ham−
"burger Abendblatt nach
den Gewalt−Aktionen auf
dem Baugelände erklärt,
daß künftig bei ähnlichen
?Vorhaben noch umfang−

reichere vorbeugende
Sicherheitsmaßnahmen

einzuleiten seien. . Durch
einen stärkeren bautech−

nischen Schutz wäre es
nicht zu Auseinanderset−
zungen gekommen.
.Im Anschluß an eine

Demonstration, _ an der
rund 5000 Menschen teil−

nahmen, hatten am Wo−

chenende etwa 1000 De−
monstranten das Bauge−

Mit Wasserwerfern,
Schlagstöcken und ’Trä−
nengas waren sie an−
schließend aus dem
eroberten Areal zurück−
getriebenworden.
?Eine zwei Kilometer

lange Linie kann nicht
durch menschliche Kör−
per geschützt werden?, so
Titzck zum Abendblatt.
Er verwies darauf, daßin
Brokdorf das Grundrecht
der Demonstrationsfrei−
heit durch Extremisten
diskriminiert worden sei.

Der Einsatz von Polizei−
kräften aus Schleswig−
Holstein, Hamburg und
Niedersachsen sei ange−
messen und notwendig

lände gestürmt und für gewesen. _ (Kommentar
?mehrere Stunden besetzt. Seite 2, BerichtSeite20.

WAAU

NeueKlage gegen
Projekt Brokdori

Eigener Bericht − dpa
=

Schleswig, 30. November
?Gegen die Erteilung der Teilbauge−

nehmigung für das Kernkraftwerk
>Brokdorf an der Elbe haben mehrere

Gemeinden Niedersachsens und
Schleswig−Holsteins Klage beim
’schleswig−holsteinischen Verwal− ??
tungsgericht in Schleswig erhoben.
Die Klage ist mit einem Antrag auf

einstweiligen Baustopp verbunden. <>»
Ein Sprecher des Gerichtes sagte ge− =
stern, daß die zehnte Kammer wahr− −

?sheinlich noch vor Weihnachten über IS
?en Antrag entscheiden werde. Ein Ka

rmin für die Verhandlung stehe aber =

h nichtfest. oJ


